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18 . Bundesgesetz: Änderung des Kreditwesengesetzes
(NR: GP XVIII IA 257/A AB 360 S. 52. BR: AB 4202 S. 548.)

19 . Bundesgesetz: Ausgliederung von bauspargeschäftlichen Teilbetrieben, Aufhebung des Bundesgeset-
zes, mit dem die öffentlich-rechtliche Bankanstalt „Girozentrale der österreichischen
Sparkassen" aufgelöst und im Zusammenhang damit stehende Bestimmungen getroffen
werden und Abänderung des Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten
Versicherungsunternehmen und der Bausparkassen
(NR: GP XVIII IA 256/A AB 361 S. 52. BR: AB 4203 S. 548.)

20 . Bundesgesetz: Änderung des Pensionskassengesetzes und des Abschnittes XII des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 281/1990
(NR: GP XVIII IA 259/A AB 355 S. 52. BR: AB 4197 S. 548.)

18. Bundesgesetz, mit dem das Kreditwesenge-
setz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Kreditwesengesetz, BGBl. Nr. 63/1979, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 370/
1982, 325/1986, 415/1988, 281/1990 und 475/1990
wird wie folgt geändert:

Dem § 14 Abs. 11 werden folgende Sätze
angefügt:

„Ab dem Tage des Einlangens der schriftlichen
Erklärung, mit der eine solche Bank den Anschluß
an das Zentralinstitut löst, erlischt die gesetzliche
Verpflichtung dieser Bank, das Ausmaß der
Liquiditätsreserve quartalsweise anzupassen. Ab
diesem Zeitpunkt kann die Liquiditätsreserve
stufenweise vermindert werden. Nach Ablauf der
Dreijahresfrist kann der Anschluß an das Zentralin-
stitut aufrecht erhalten werden, indem bis zur Höhe
der zu diesem Zeitpunkt noch bestehenden
Liquiditätsreserve beim Zentralinstitut weiterhin
Liquiditätsreserve gehalten werden kann, deren
jeweiliges Ausmaß der Oesterreichischen National-
bank vom Zentralinstitut monatlich zu melden ist."

Waldheim

Vranitzky

19. Bundesgesetz über die Ausgliederung von
bauspargeschäftlichen Teilbetrieben, die Auf-
hebung des Bundesgesetzes, mit dem die
öffentlich-rechtliche Bankanstalt „Girozen-
trale der österreichischen Sparkassen" aufge-
löst und im Zusammenhang damit stehende
Bestimmungen getroffen werden und die
Abänderung des Gesetzes über die Beaufsichti-
gung der privaten Versicherungsunternehmen

und der Bausparkassen

Der Nationalrat hat beschlossen :

Artikel I

Bundesgesetz über die Ausgliederung von bauspar-
geschäftlichen Teilbetrieben

§ 1. (1) Eine Bank, die neben anderen Bankge-
schäften nach § 1 Abs. 2 KWG auch einen
Teilbetrieb führt, der Geschäfte im Sinne des § 112
des Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten
Versicherungsunternehmen und der Bausparkassen
betreibt, kann diesen Teilbetrieb nach Maßgabe
dieses Bundesgesetzes in eine von ihr als alleinige
Gründerin zu gründende Aktiengesellschaft im
Wege der Sachgründung oder im Wege der
Sacheinlage gegen Übernahme von Aktien an einer
Aktiengesellschaft, deren alleiniger Aktionär sie ist,
einbringen.

(2) Eine Einbringung nach Abs. 1 ist nur zulässig,
wenn

1. die Bank alle bisher dem Teilbetrieb Bauspar-
kasse zugeordneten und für einen Fortbetrieb
notwendigen Rechte und Verbindlichkeiten
überträgt,
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2. bei der Aktiengesellschaft schon zum Zeit-
punkt der Sachgründung, spätestens jedoch
bei Durchführung der Sacheinlage Geschäfts-
leiter bestellt sind, gegen die keine Einwände
im Sinne des § 8 Abs. 1 Z 1 des Anhanges zum
Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten
Versicherungsunternehmen und der Bauspar-
kassen bestehen,

3. die Anmeldung der Aktiengesellschaft zur
Eintragung oder die Anmeldung der Kapital-
erhöhung, die aus der Sacheinlage resultiert,
ins Firmenbuch längstens bis 30. Juni 1992
erfolgt und

4. beim Firmenbuchgericht des Sitzes der Aktien-
gesellschaft mit dem Antrag auf Eintragung
der Gründung oder Sacheinlage eine vom
Bankprüfer der Bank geprüfte und bestätigte
Einbringungsbilanz des Teilbetriebes auf Basis
der sich aus der Bilanz der Bank zum
31. Dezember 1991 ergebenden und abgeleite-
ten Werte vorgelegt wird, die als Anlage eine
Aufstellung der Aktiven und Passiven des
Bausparbetriebes der Bank enthält und aus der
auch die übergehenden Gläubiger- und
Schuldnerpositionen erkennbar sind.

(3) Die Firma der Aktiengesellschaft hat das Wort
„Bausparkasse" zu enthalten. Darüber hinaus kann
auch der volle oder teilweise Firmenwortlaut der
einbringenden Bank enthalten sein.

§ 2. (1) Mit Eintragung der Aktiengesellschaft
oder der sich aus der Sacheinlage ergebenden
Kapitalerhöhung gehen die dem Bausparbetrieb der
Bank zugeordneten Vermögensteile (Vermögensge-
genstände, Schulden und Rechtsverhältnisse) im
Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die Aktienge-
sellschaft über. Die Gesamtrechtsnachfolge ist im
Firmenbuch einzutragen.

(2) Ab der Eintragung ist die Aktiengesellschaft
eine Bausparkasse im Sinne des Gesetzes über die
Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunter-
nehmen und Bausparkassen; mit dem gleichen
Zeitpunkt erlischt die entsprechende Berechtigung
der einbringenden Bank.

(3) Bestehende Verträge werden durch die
Einbringung nicht unterbrochen oder beendet.
Sämtliche Bescheide des Bundesministers für
Finanzen, die das Bauspargeschäft betreffen, bleiben
bei Übertragung der Berechtigung auf die Aktienge-
sellschaft in Kraft. Ebenso werden alle sonstigen,
mit dem Bausparbetrieb zusammenhängenden Be-
rechtigungen insoweit mit übertragen, als sie bisher
bei der einbringenden Bank bestehen und auch für
den Betrieb der Bausparkasse verwendet wurden,
ohne daß es eines besonderen Übertragungsaktes
bedarf, und ohne daß von der Bank ausgenutzte
Berechtigungen, soweit sie nicht allein mit dem
Bausparbetrieb zusammenhängen, bei dieser enden.

§ 3. (1) Die Sachgründung oder Sacheinlage
erfolgt auf Basis der sich aus der Bilanz zum
31. Dezember 1991 ergebenden und abgeleiteten
Werte per 31. Dezember 1991.

(2) Die Sachgründung (Sacheinlage) kann zu
Buchwerten erfolgen. Eine Aufwertung des Beteili-
gungsansatzes an der Aktiengesellschaft auf den,
sich nach Sachgründung (Sacheinlage) des Bauspar-
betriebes ergebenden, Teilwert ist bei der einbrin-
genden Bank zum 31. Dezember 1991 zulässig.

(3) Der mit einer allfälligen Aufwertung verbun-
dene Ertrag tritt bei der einbringenden Bank mit
31. Dezember 1991 ein.

(4) Rückstellungen und Rücklagen, und zwar
auch solche, die im Sinne der steuerlich zulässigen
Bewertungen und Bewertungsfreiheiten für den
Bausparbetrieb bei der einbringenden Bank gebildet
wurden, können ohne Auflösung übertragen wer-
den und sind in der Aktiengesellschaft ohne
Unterbrechung zu den Bedingungen, unter denen
sie gebildet wurden, fortzuführen.

(5) Die anläßlich der Sachgründung erworbenen
Aktien sind bei der einbringenden Bank Beteiligung
im Sinne des § 63 BewG. Eine Übertragung dieser
Aktien ist unabhängig vom Zeitpunkt des Erwerbes
dieser Aktien unter Anwendung des § 12 EStG 1988
sofort zulässig.

§ 4. Die Aktiengesellschaft unterliegt den gelten-
den kollektivvertraglichen Regelungen, die zum
Zeitpunkt der Sachgründung (Sacheinlage) für die
einbringende Bank gelten. Die Aktiengesellschaft
setzt die Dienstverhältnisse mit den im Bausparbe-
trieb der Bank tätigen Personen unverändert und
mit den bestehenden Zusagen fort.

§ 5. (1) Die Übertragung der Rechte und
Verbindlichkeiten, die Übertragung der Vermö-
genswerte, der Übergang von Verträgen, der dafür
gestellten Sicherheiten und die Eintragungen
derartiger Vorgänge in die öffentlichen Bücher sind
von den Rechtsgeschäftsgebühren und Kapitalver-
kehrsteuern befreit.

(2) Die Übernahme der Aktien anläßlich der
Sachgründung (Sacheinlage) ist von den Kapitalver-
kehrsteuern befreit.

§ 6. (1) Die Eintragung grundbücherlicher
Rechte, die nach § 2 Abs. 1 auf die Aktiengesell-
schaft übergegangen sind, ist zu berichtigen.

(2) Anträge auf Berichtigung von Pfandrechtsein-
tragungen nach Abs. 1 sind von den Eingabegebüh-
ren und Eintragungsgebühren befreit.

§ 7. Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes tritt
das Bundesgesetz, mit dem die öffentlich-rechtliche
Bankanstalt „Girozentrale der österreichischen
Sparkassen" aufgelöst und im Zusammenhang
damit stehende Bestimmungen getroffen werden,
BGBl. Nr. 146/1958, zuletzt geändert mit dem
Bundesgesetz BGBl. Nr. 64/1979, außer Kraft.
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§ 8. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer
jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

§ 9. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Dezember
1991 in Kraft.

§ 10. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

1. Hinsichtlich der §§ 1 (ausgenommen Abs. 2
2 2), 2 Abs. 1, 3 Abs. 1 bis 4, 6 der
Bundesminister für Justiz,

2. hinsichtlich des § 4 der Bundesminister für
Arbeit und Soziales,

3. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Finanzen.

Artikel II

Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten
Versicherungsunternehmungen und der Bausparkas-

sen

Das Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten
Versicherungsunternehmungen und der Bauspar-
kassen vom 6. Juni 1931, dRGBl. I S 315, kundge-
macht im GBlÖ 624/1939, eingeführt im Lande
Österreich durch die Verordnung vom 28. Feber
1939, dRGBl. I S 365, kundgemacht im
GBlÖ 624/1939, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 569/1978, BGBl. Nr. 645/1982 und
BGBl. Nr. 325/1986, wird wie folgt geändert:

1. § 112 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Bundesminister für Finanzen hat zur
Ausübung seines Aufsichtsrechtes bei jeder Bauspar-
kasse einen Staatskommissär und dessen Stellvertre-
ter zu bestellen. § 26 KWG in der jeweils geltenden
Fassung ist mit Ausnahme von Abs. 1 erster Satz
anzuwenden."

2. § 121 lautet:

„§ 121. § 112 Abs. 2 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 19/1992 tritt mit 1. De-
zember 1991 in Kraft."

Waldheim

Vranitzky

2 0 . Bundesgesetz, mit dem das Pensionskas-
sengesetz und Abschnitt XII des Bundesgeset-

zes BGBl. Nr. 281/1990 geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen :

Artikel I

Das Pensionskassengesetz, BGBl. Nr. 281/1990,
wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 lautet:

„(2) Wenn der jährliche Veranlagungsüber-
schuß II gemäß Formblatt B, bezogen auf das
Vermögen (Formblatt A, Aktiva, ausgenommen die
in Pos. XIV enthaltenen Forderungen aus Rech-
nungszinsen gemäß § 48, und die Pos. XV, XVI
und XVII) der jeweiligen Veranlagungs- und
Risikogemeinschaft im Durchschnitt der letzten
60 Monate nicht mindestens die Hälfte der
durchschnittlichen monatlichen Sekundärmarktren-
dite der Bundesanleihen der vergangenen 60 Mo-
nate abzüglich 0,75 erreicht, so ist der Fehlbetrag
dem Vermögen dieser Veranlagungs- und Risikoge-
meinschaft aus den Eigenmitteln der Pensionskasse
gutzuschreiben."

2. § 24 Abs. 1 lautet:

„(1) Übersteigt der Veranlagungsüberschuß I
(Formblatt B) abzüglich der Rechnungszinsen ge-
mäß § 48, bezogen auf das durchschnittliche
Vermögen der Veranlagungs- und Risikogemein-
schaft (Formblatt A, Aktiva, ausgenommen die
Pos. XIV, XV, XVI und XVII) die im Geschäfts-
plan vorgesehenen rechnungsmäßigen Überschüsse,
so ist der Unterschiedsbetrag einer Schwankungs-
rückstellung zuzuführen. Unterschreitet der Veran-
lagungsüberschuß I (Formblatt B) abzüglich der
Rechnungszinsen gemäß § 48, bezogen auf das
durchschnittliche Vermögen der Veranlagungs- und
Risikogemeinschaft (Formblatt A, Aktiva, ausge-
nommen die Pos. XIV, XV, XVI und XVII), die im
Geschäftsplan vorgesehenen rechnungsmäßigen
Überschüsse, so ist die Schwankungsrückstellung im
Ausmaß dieses Fehlbetrages aufzulösen."

3. § 24 Abs. 3 und 4 lauten:

„(3) Der Sollwert der Schwankungsrückstellung
ist im Geschäftsplan festzulegen, wobei er nicht
weniger als 10 vH und nicht mehr als 15 vH des der
Veranlagungs- und Risikogemeinschaft zugeordne-
ten Vermögens (Formblatt A, Aktiva, ausgenommen
die Pos. XIV, XV, XVI und XVII) betragen darf.
Der Geschäftsplan kann vorsehen, daß der obige
Sollwert innerhalb der gesetzlichen zulässigen
Schwankungsbreite durch Beschluß des Vorstandes
geändert wird.

(4) Übersteigt die Schwankungsrückstellung den
im Geschäftsplan oder durch Beschluß des Vorstan-
des festgelegten Sollwert, so sind jährlich 10 vH des
Unterschiedsbetrages aufzulösen. Auf Beschluß des
Vorstandes kann die Auflösung für Anwartschafts-
und/oder Leistungsberechtigte eines oder mehrerer
Arbeitgeber unterbleiben, solange der Sollwert laut
Abs. 3, bezogen auf das Vermögen der Veranla-
gungs- und Risikogemeinschaft (Formblatt A, Ak-
tiva, ausgenommen die Pos. XV, XVI und XVII),
nicht überschritten wird. Übersteigt die Schwan-
kungsrückstellung 20 vH des der Veranlagungs-
und Risikogemeinschaft zugeordneten Vermögens
(Formblatt A, Aktiva, ausgenommen die Pos. XIV,

24
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XV, XVI und XVII), so ist der Unterschiedsbetrag
sofort aufzulösen. Auf Beschluß des Vorstandes
kann die Auflösung unterbleiben, solange die
Schwankungsrückstellung 20 vH des der Veranla-
gungs- und Risikogemeinschaft zugeordneten Ver-
mögens (Formblatt A, Aktiva, ausgenommen die
Pos. XV, XVI und XVII) nicht übersteigt."

4. § 24 Abs. 6 und 7 lauten:

„(6) Solange die Schwankungsrückstellung unter
5 vH des der Veranlagungs- und Risikogemein-
schaft zugeordneten Vermögens (Formblatt A,
Aktiva, ausgenommen die Pos. XIV, XV, XVI und
XVII) liegt, ist der Veranlagungsüberschuß I
abzüglich der Rechnungszinsen gemäß § 48, soweit
er einen Prozentsatz des der Veranlagungs- und
Risikogemeinschaft zugeordneten durchschnittli-
chen Vermögens (Formblatt A, Aktiva, ausgenom-
men die Pos. XIV, XV, XVI und XVII) in Höhe
der durchschnittlichen monatlichen Sekundär-
marktrendite der Bundesanleihen der letzten zwölf
Monate abzüglich 20 vH, höchstens jedoch in der
Höhe des im Geschäftsplan vorgesehenen rech-
nungsmäßigen Überschusses, übersteigt, der
Schwankungsrückstellung zuzuführen.

(7) Bei Veranlagungs- und Risikogemeinschaften
mit Nachschußpflicht gelten die Bestimmungen des
Abs. 6 nur so lange, bis die Schwankungsrückstel-
lung erstmalig 5 vH des der Veranlagungs- und
Risikogemeinschaft zugeordneten Vermögens
(Formblatt A, Aktiva, ausgenommen die Pos. XIV,
XV, XVI und XVII) erreicht hat."

5. § 48 lautet:

„§ 48. (1) Die Übertragung von Anwartschaften
und Leistungsverpflichtungen aus direkten Lei-
stungszusagen auf eine Pensionskasse im Sinn dieses
Bundesgesetzes ist unter folgenden Voraussetzun-
gen zulässig:

1. Die Überweisung des Deckungserfordernisses
zuzüglich der Rechnungszinsen an die Pen-
sionskasse hat ab dem Zeitpunkt der Übertra-
gung binnen längstens zehn Jahren zu
erfolgen;

2. die Überweisung des Deckungserfordernisses
zuzüglich der Rechnungszinsen hat jährlich
mindestens mit je einem Zehntel zu erfolgen;
vorzeitige Überweisungen sind zulässig;

3. die übernommene Verpflichtung des Arbeitge-
bers, das Deckungserfordernis in Raten zu
übertragen, bleibt durch
a) den Eintritt des Leistungsfalles,
b) den Entfall des Anspruches oder
c) die Beendigung des Arbeitsverhältnisses

während des Übertragungszeitraumes
unberührt. Im Falle einer Abfindung (§ 1 Abs. 2
PKG oder § 5 Abs. 4 BPG) oder einer Übertragung
(§ 5 Abs. 2 Z 2 bis 4 BPG) eines Unverfallbarkeits-
betrages hat der Arbeitgeber spätestens zum
Abfindungs- oder Übertragungszeitpunkt den aus-

haftenden Teil des Deckungserfordernisses vorzei-
tig an die Pensionskasse zu überweisen.

(2) Kommt der Arbeitgeber seiner Verpflichtung
zur Überweisung des Deckungserfordernisses ge-
mäß Abs. 1 nicht nach, weil die Voraussetzungen

1. des § 6 Abs. l Z 2 BPG oder
2. für die Eröffnung des Konkurses (§§ 66 und 67

KO) vorliegen,
so hat die Pensionskasse die betroffenen Anwart-
schaften und Leistungsverpflichtungen entspre-
chend anzupassen. Die Anpassung hat nach den im
Geschäftsplan anzugebenden Formeln zu erfolgen.
Der Arbeitgeber hat das Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 6 Abs. 1 Z 2 BPG der Pensionskasse
gegenüber glaubhaft zu machen. Das Einstellen der
Überweisung des Deckungserfordernisses durch
den Arbeitgeber setzt ferner voraus, daß der
Arbeitgeber seine laufenden Beitragsleistungen an
die Pensionskasse widerrufen hat.

(3) Kommt der Arbeitgeber auf Grund des
Eintrittes einer der in Abs. 2 Z 1 oder 2 genannten
Voraussetzungen seiner Verpflichtungen zur Über-
weisung des Deckungserfordernisses nicht nach, so
entsteht aus dem noch ausstehenden Teil des
Deckungserfordernisses ein Anspruch aus einer
direkten Leistungszusage des Arbeitgebers. Die
Errechnung des Anspruches hat nach den Rech-
nungsgrundlagen, die in der Pensionskasse für
diesen Pensionskassenvertrag verwendet werden, zu
erfolgen. Auf diesen Anspruch gegenüber dem
Arbeitgeber ist Abschnitt 3 des BPG anzuwenden.
Die sonstigen Leistungsbedingungen dieser direkten
Leistungszusage ergeben sich aus den dem Pen-
sionskassenvertrag zugrunde liegenden Vereinba-
rungen zwischen dem Arbeitgeber und den
Anwartschafts- und Leistungsberechtigten.

(4) Aus dem Anspruch nach Abs. 3 ist der
Unverfallbarkeitsbetrag, auf den der Anwartschafts-
berechtigte gegenüber dem Arbeitgeber Anspruch
hat, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu
errechnen:

1. Der Unverfallbarkeitsbetrag entspricht dem
Barwert der Anwartschaften, die sich aus dem
Anspruch nach Abs. 3 ergeben;

2. bei der Errechnung des Unverfallbarkeitsbe-
trages ist der in der Pensionskasse verwendete
Rechnungszinsfuß zugrunde zu legen; er darf
jedoch 6 vH nicht unterschreiten;

3. bei der Errechnung des Unverfallbarkeitsbe-
trages ist das Risiko der Invalidität nicht zu
berücksichtigen ;

4. der Unverfallbarkeitsbetrag ist mit der Höhe
des ausstehenden Teils des Deckungserforder-
nisses beschränkt.

(5) Wenn der nach den Vorschriften des § 7
Abs. 3 Z 1 BPG für die direkte Leistungszusage
nach Abs. 3 errechnete Unverfallbarkeitsbetrag den
gemäß Abs. 4 errechneten Unverfallbarkeitsbetrag,
verzinst mit dem Rechnungszinsfuß (§ 14 Abs. 7 Z 6
EStG 1988), übersteigt, so gilt dieser höhere Wert."
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6. Nach § 50 wird folgender § 51 angefügt:
„§ 51. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli

1990, die §§ 2 Abs. 1, 24 Abs. 1, 3, 4, 6 und 7 sowie
48 dieses Bundesgesetzes in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 20/1992.

(2) Soweit durch dieses Bundesgesetz auf andere
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer
geltenden Fassung anzuwenden."

Artikel II

Abschnitt XII des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 281/1990 wird wie folgt geändert:

1. Die bisherige Bestimmung erhält die Bezeich-
nung „Abs. 1".

2. Folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Ansprüche nach § 48 Abs. 3 PKG sind gemäß
§ 211 Abs. 2 HGB zu bilanzieren. Art. X Abs. 4
RLG ist anzuwenden."

Waldheim

Vranitzky
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